SEUCHENVORSORGEABGABE
Seit Jänner 2006 ist das  Tierseuchenabgabegesetz in Kraft.                                               Jedem/r   GrundstückseigentümerIn   wird   damit  eine  jährliche   Abgabe  von zumindest     EUR  12,--  vorgeschrieben.

Anlässlich des Auftretens verschiedener Tierseuchen, wie zum Beispiel Maul- und Klauenseuche, sowie BSE wurde von Seiten der Europäischen Union 2002 eine Verordnung mit Hygienevorschriften für „nicht für den menschlichen Verzehr geeignete tierische Nebenprodukte“ erlassen. In dieser Verordnung werden die Verwendungsmöglichkeiten und Verarbeitungsvorschriften für tierische Nebenprodukte geregelt. Im Wesentlichen bedeutet diese Regelung eine dramatische Verteuerung der Beseitigung von tierischen Nebenprodukten, die früher zu Tiermehl verarbeitet wurden und wieder an Tiere verfüttert werden durften. Durch die neue Regelung ist dieses Verfüttern nicht mehr statthaft. Als Alternative dazu wird Tiermehl in entsprechenden Feuerungsanlagen verbrannt. Von Seiten des Bundes- und Landesgesetzgebers wurden daher Möglichkeiten gesucht, diese Kosten sozial verträglich zu gestalten. In Niederösterreich wurde mit dem NÖ Seuchenvorsorgeabgabegesetz eine Normierung getroffen.

Als Basis für die Berechnung der jährlichen Seuchenvorsorgeabgabe wurde das Restmüllbehältervolumen herangezogen. Dies bedeutet zwar, dass der Hebesatz durch bzw. über das Restmüllvolumen bestimmt wird, die die Seuchenvorsorgeabgabe hat aber ansonsten mit der Müllgebühr keinen Zusammenhang. Diese Abgabe ist kein Bestandteil der Müllgebühr. Abgabepflichtig ist der/die EigentümerIn des Grundstückes. Die Gemeinde muss die Seuchenabgabe im Zuge der vierteljährlichen Gemeindevorschreibungen vorerst einheben und in weiterer Folge diese Gelder für Vorsorgemaßnahmen und für die Finanzierung der Beseitigung von Falltieren und Abfällen tierischer Herkunft aus dem Haushaltsbereich an das Bundesland Niederösterreich abliefern.
